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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Ständerat beschäftigte sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit einer
Motion Herzog (svp, TG) zur Stärkung der Kinder- und Jugendmedizin. Als
Kommissionssprecherin der SGK-SR, die den Vorstoss im Vorfeld mit 7 zu 3 Stimmen
angenommen hatte, setzte sich Maya Graf (gp, BL) für das Geschäft ein. Sie hob Defizite
in der Versorgung im Bereich der Kinder- und Jugendmedizin hervor, weswegen diese
nun mittels Massnahmen gestärkt werden müsse. Zwar anerkannte die Baselbieterin die
bisher schon begonnenen Arbeiten zur Schliessung der bestehenden Datenlücken. Um
den Defiziten nachhaltig begegnen zu können, seien jedoch vertiefte und periodische
Analysen erforderlich. Eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG) war indes der Ansicht, dass
seit dem Einreichejahr 2019 bereits Vieles unternommen worden sei – etwa durch
verschiedene Obsan-Studien –, und deshalb kein zusätzlicher Handlungsbedarf
angezeigt sei. Ebenfalls dieser Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er erläuterte,
dass im Kompetenzbereich des Bundes bereits sehr viel erreicht worden sei und man
gegen die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen verstossen müsste, wolle
man darüber hinausgehen. Nichtsdestotrotz folgte der Ständerat der
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine Motion Humbel (mitte, AG) mit dem Titel «Das Spritzen von Hyaluronsäure und
Botox gehört in die Hand von Ärztinnen und Ärzten» war in der Frühjahrssession 2023
Gegenstand der ständerätlichen Beratungen. SGK-SR-Sprecherin Maya Graf (gp, BL)
beantragte im Namen der Kommission die Ablehnung des Geschäfts. Ihres Erachtens sei
das Anliegen bereits erfüllt. Gelegentlich komme es zwar zu nicht gesetzeskonformer
Anwendung von Hyaluronpräparaten, dabei handle es sich allerdings um ein
Vollzugsproblem. Die Kontroll- und Sanktionskompetenz liege bei den Kantonen.
Stillschweigend lehnte die kleine Kammer die Motion ab. 2

MOTION
DATUM: 14.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

In der Sommersession 2020 befasste sich der Ständerat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Bevor das Stöckli ohne Gegenantrag auf die
Vorlage eintrat, bedankten sich zahlreiche Rednerinnen und Redner beim
Pflegepersonal und würdigten dieses für den geleisteten Einsatz während der Covid-19-
Pandemie. Doch Applaus alleine reiche nicht; diesbezüglich waren sich viele
Standesvertreterinnen und -vertreter einig. Es seien Massnahmen gefordert, um die
Attraktivität des Pflegeberufes zu steigern und somit dem Pflegemangel
entgegenzuwirken. Die Schweiz sei heute nicht in der Lage, auch nur die Hälfte der
benötigen Pflegefachpersonen auszubilden, so Maya Graf (gp, BL). Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) fügte an, es müsse mittels Bezahlung, Wertschätzung und
zugestandenen Kompetenzen dafür gesorgt werden, dass die ausgebildeten Fachkräfte
ihrem Beruf nicht vorzeitig den Rücken zukehren würden. Erreichen wolle dies der
indirekte Gegenvorschlag einerseits mit einer Ausbildungsoffensive und andererseits
mit mehr Verantwortung für das Pflegepersonal. 
Für ersteres müssten die entsprechenden Mittel bereitgestellt werden, wolle man nicht
vom Ausland abhängig werden, hob Pirmin Bischof (cvp, SO) hervor. Dazu gehörten die
finanzielle Unterstützung der Kantone durch den Bund, wenn sie Pflegefachkräften in
Ausbildung bezüglich Lebenshaltungskosten unter die Arme greifen. Dieser Entscheid
konnte mit 23 zu 22 Stimmen knapp gegenüber einer Minderheit Dittli (fdp, UR)
durchgesetzt werden, der die Finanzierung als Sache der Kantone betrachtete. Anders
als der Nationalrat und linke Ratsmitglieder rund um eine Minderheit Carobbio
Guscetti, welche die Kantone zu entsprechenden Beiträgen verpflichten wollten, setzte
die Mehrheit des Ständerates diesbezüglich jedoch mit 32 zu 13 Stimmen auf
Freiwilligkeit. Allgemein gutgeheissen wurde die Ausbildungsverpflichtung von
Krankenhäusern, Pflegeheimen und Spitexorganisationen und die damit
zusammenhängende Pflicht der Kantone mindestens einen Teil der ungedeckten Kosten
der praktischen Ausbildungsleistungen, die bei den Leistungserbringern anfallen, zu

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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übernehmen. Dabei soll ihnen während acht Jahren die Unterstützung des Bundes
zukommen. Der Ständerat kalkulierte für die beiden Punkte der Ausbildungsoffensive
CHF 369 Mio. seitens des Bundes ein, also gut CHF 100 Mio. weniger als der
Nationalrat.
Bezüglich des zweiten Instruments zur Aufwertung der Pflege – die Ausweitung der
Kompetenzen –, stimmte das Stöckli mit 32 zu 10 Stimmen dafür, dass
Pflegefachpersonen gewisse vom Bundesrat festgelegte Leistungen selbständig ohne
ärztliche Anordnung durchführen und zu Lasten der Krankenkassen abrechnen sollen
dürfen, womit der Rat der Kommissionsmehrheit statt einer Minderheit Hegglin (cvp,
ZG) folgte. Im Unterschied zum Nationalrat beabsichtigte der Ständerat mit 28 zu 16
Stimmen allerdings, dass dazu im Vorfeld Vereinbarungen zwischen Pflegenden,
Spitexorganisationen und Pflegeheimen auf der einen Seite und den Versicherern auf
der anderen Seite getroffen werden müssten. Während diese Kompetenzerweiterung
einer Minderheit Carobbio Guscetti zu wenig weit ging und sie erklärte, dass damit die
Initianten und Initiantinnen kaum überzeugt werden könnten, ihr Volksbegehren
zurückzuziehen, zeigte sich neben gewissen Ratsmitgliedern auch Gesundheitsminister
Berset grundsätzlich nicht einverstanden mit der Möglichkeit zur direkten Abrechnung.
So befürchtete der Bundesrat Mehrkosten und warnte davor, die Liste der
Leistungserbringenden zu verlängern. 
In der Gesamtabstimmung stimmte der Ständerat dem indirekten Gegenvorschlag mit
36 zu 4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu. 3

Als Reaktion auf die während der Covid-19-Pandemie nötigen Triage-Entscheidungen
verlangte Maya Graf (gp, BL) im März 2022 in einer Motion die Schaffung einer
rechtlichen Grundlage für solche Entscheidungen. Triage-Entscheidungen beinhalteten
die Beschlussfassung, wem bei Ressourcenknappheit im intensivmedizinischen Bereich
eine Behandlung zukommen soll, und tangierten damit das «Recht auf Leben», erklärte
die Motionärin. Insbesondere müsse in diesen Situationen eine Diskriminierung von
Personen mit Behinderungen verhindert werden. Zwar habe die Schweizerische
Akademie der medizinischen Wissenschaften ihre Richtlinien Ende 2020 angepasst,
jedoch dürfe eine solch wichtige Frage nicht von Privaten entschieden werden, sondern
brauche eine rechtliche Grundlage. Der Bundesrat erachtete die rechtliche Grundlage
in dieser Frage mit dem Recht auf Leben, dem Rechtsgleichheitsgebot und dem
Diskriminierungsverbot als gegeben. Die Schaffung einer allfälligen Triage-Richtlinie
liege zudem in der Handlungskompetenz der Kantone. In der Sommersession 2022 wies
der Ständerat die Motion auf Antrag von Philippe Bauer (fdp, NE) seiner Kommission
zur Vorberatung zu. 4

MOTION
DATUM: 14.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem die Motion Graf (gp, BL), welche die Schaffung einer «Rechtsgrundlage für
Triage-Entscheidungen beim Zugang zu intensivmedizinischen Behandlungen»
forderte, der SGK-SR zur Vorprüfung zugewiesen worden war, kam das Geschäft in der
Sommersession 2023 in den Ständerat. Dort zeigte sich die Baselbieter Motionärin
einverstanden damit, ihren Vorstoss zurückzuziehen, nachdem die kleine Kammer
zeitgleich ein Postulat der ständerätlichen SGK (Po. 23.3496) mit einer ähnlichen
Forderung angenommen hatte. 5

MOTION
DATUM: 30.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende September 2023 reichte Maya Graf (gp, BL) ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat mit der Prüfung betrauen wollte, wie er gemeinsam mit den Kantonen
sicherstellen kann, dass der Studiengang Pädiatrie KJFF von den Berufsschulen und
den Ausbildungsorten in koordinierter Zusammenarbeit angeboten wird. Das Geschäft
kam in der Wintersession 2023 in den Ständerat, wo die Postulantin ihr Anliegen
genauer erläuterte. Mit dem Vorstoss wolle sie darauf abzielen, dass die Versorgung mit
spezialisierten Pflegekräften gewährleistet sei. Hierzulande existierten seit 2002
lediglich generalistische Pflegeausbildungen und die Ausbildung im Bereich der
pädiatrischen Pflege finde einzig am Arbeitsort statt. Die entsprechenden Betriebe,
Verbände und Organisationen würden dafür allerdings nicht entschädigt. Bedingt durch
den Personalmangel gestalte sich die Sicherstellung der Ausbildung vor Ort zunehmend
schwierig, was in Engpässen in der pädiatrischen Versorgung münde. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulats. Bildungsminister Guy Parmelin begründete
dies damit, dass Ausbildungsinhalte im Gesundheitswesen durch Branchen- und
Berufsverbände definiert würden und die Hochschulen die Autonomie besässen,
zusammen mit der betroffenen Akteurschaft die Studieninhalte zu bestimmen. Der
Bundesrat erachte es daher nicht als angezeigt, mittels Top-Down-Vorgehensweise in

POSTULAT
DATUM: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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das System einzugreifen. Der Ständerat folgte mit 23 zu 20 Stimmen dem
bundesrätlichen Votum und sprach sich gegen das Postulat aus. 6

1) AB SR, 2022, S. 926 f.
2) AB SR, 2023, S. 204 f.
3) AB SR, 2020, S. 461 ff.; NZZ, 9.6.20; LT, NZZ, 10.6.20; AZ, LT, NZZ, 11.6.20
4) AB SR, 2022, S. 539
5) AB SR, 2023, S. 350 f.
6) AB SR, 2023, S. 1131
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